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Der Landtag wolle beschlielJen:

L Der Landtag stellt f'est, «Iass nach Feststellung des Lantlgerichts Frankfurt in erster In-
stanz die psychiatrischen Gutachten in Bezug auf die vier klagen«len Steuerfahn6er
rechtswidrig waren und den Betroffenen Schacensersatz zuerkannt wurde.

2- Unabhängig vom weiteren Fortgang «lieses zivilreshtlichen Rechtsstreits, an dem clas
Land Hessen nicht beteiligt ist, hält es der Landtag flir bedauerlich, dass es noch nicht
gelungen ist, zu einem allen Beteiligten gerecht werdenden Abschluss der Angelegenheit
zu kommen.

3. Der Landtag begrüßt, dass die Landesregierung das Angebot an die betroffenen Steuer-
fähnder zur Rückkehr in den Dienst bereits vor einigen Monaten erneuert hat und die
Rückkehrmöglichkeiten mit den Betroffenen weiterhin in vertraulichen Gesprächen er-
örtert.

Begründung:

Erfblgt mündlich.
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(Beginn: 9:01 Uhr)

Vizepräsident Frank Lortz:

Meine Damen und Herren, ich begrüße Sie alle sehr herz-
lich; es ist der letzte Tag der Plenarwoche. Ich stelle die
Beschlussftihigkeit des Hauses fest.

Zur Tagesordnung. Wir haben noch eine ganze Reihe offe-
ner Punkte: die Punkte 6,7,13 bis20,22,24bis26,28bis
30,32 bis 41,43 bis 46,49bis 52,54 bis 57,69,72bis76
und 80. Es ist also noch viel Zeug.

(Anhaltende Unruhe Glockenzeichen des Präsiden-
ten)

Noch eingegangen ist ein Dringlicher Entschließungsan-
trag der Fraktionen der CDU und BÜNDNIS 90/DlE
CRÜNEN betreffend Landesregierung steht im Dialog mit
Steuerfahndem, Drucks. 1911019. Die Dringlichkeit wird
allseits bejaht? - Dann wird dieser Dringliche Entschlie-
ßungsantrag Tagesordnungspunkt 84 und kann, wenn kei-
ner widerspricht, nach Tagesordnungspunkt 72, der Aktu-
ellen Stunde, aufgerufen und ohne Aussprache abgestimmt
werden. Das machen wir so.

Auf Wunsch der antragstellenden Fraktion soll nach Ta-
gesordnungspunkt 75 Tagesordnungspunkt l8 aufgerufen
und ohne Aussprache an den Sozial- und Integrationspoliti-
schen Ausschuss, federfiihrend, und an den Kulturpoliti-
schen Ausschuss, beteiligt, überwiesen werden.

Wir tagen heute bis l8 Uhr bei einer Mittagspause von ei-
ner Stunde. Wir beginnen mit den Anträgen für eine Aktu-
elle Stunde. Die Redezeit beträgt fiinf Minuten je Fraktion.
Die Anträge, die wir ohne Aussprache abstimmen werden,
habe ich lhnen genannt. Nach der Aktuellen Stunde geht es
mit Tagesordnungspunkt 50 weiter.

Entschuldigt fehlen heute Herr Ministerpräsident Volker
Bo uffi er ganztägig, Herr Staatsm i n i ster W i ntermey er eben-
falls ganztägig und Herr Staatsminister Beuth von 10:30
Uhrbis l4:30 Uhr.

(Wortmeldung des Abg. Günter Rudolph (SPD))

Herr Kollege Rudolph.

Cünter Rudolph (SPD):

lch bitte, Herm Kollegen Gremmels zu entschuldigen.

Vizepräsident Frank Lortz:

Für das Protokoll: Herr Kollege Cremmels ist auch ent-
schuldigt. Der hat gestem schon so gehustet mit seinem
Schal, mit seinem Baldin.

Heute Abend, im Anschluss an die Plenarsitzung, kommt
der lnnenausschuss im Sitzungsraum --

(Horst Klee (CDU): Nein, in der Mittagspause!)

- Herr Kollege Klee, hier steht: heute Abend.

(Horst Klee (CDU): Dann ist die lnformation
schlecht!)

- Also hat der Vorsitzende des lnnenausschusses schlecht
informiert; wollten Sie das sagen?

(Heiterkeit)
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Horst, zeig mir das einmal.

(Abg. Horst Klee (CDU) hält ein Papier hoch.)

Leute, so ein Durcheinander können wir nicht machen.

(Horst Klee (CDU): Die Verwaltung läuft nicht gut,
merke ich!)

Wie der Vorsitzende mitteilt, wird der Innenausschuss heu-
te um ca. l3 Uhr in Raum 501 A zusammenkommen.

(Horst Klee (CDU): Danke schön, Herr Präsidentl)

Herr Vorsitzender des lnnenausschusses und Alterspräsi-
dent, herzlichen Dank für den freundlichen Hinweis.

Haben wir noch etwas an Vorbemerkungen?

(Ministerin Priska Hinz: Heute Abend wird die Ern-
tekrone überreicht!)

- Das mit der Emtekrone teilen wir heute Abend mit, da-
mit sich die Leute dies auch merken; nicht zu viel auf ein-
mal, sonst kommen die durcheinander.

lch rufe Tagesordnungspunkt 72 auf:

Antrag der Fraktion der SPD betreffend eine Aktuelle
Stunde (Hessische Steuerfahnder endlich rehabilitieren
- Entschuldigung der Hessischen Landesregierung not-
wendig) - Drucks. 191999 -
mit dem Tagesordnungspunkt 80:

Dringlicher Antrag der Fraktion der SPD betreffend
vollständige Rehabilitierung der zu Unrecht entlasse-
nen Steuerfahnder - Drucks. l9ll0l I -
sowie mit Tagesordnungspunkt 84:

Dringlicher.Entschließungsantra.g der Fraktionen der
CDU und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN betreffend Lan-
desregierung steht im Dialog mit Steuerfahndern
- Drucks. l9ll0l9 -
Das Wort hat Kollege Norbert Schmitt, SPD-Fraktion.

Norbert Schmitt (SPD):

Guten Morgen, Herr Präsident, guten Morgen, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Anlass der heutigen Aktuellen Stun-
de sind erfolgreiche Schadenersatzklagen von zwei Steuer-
fahndern und einer Steuerfahnderin gegen einen Cutachter,
der sie fiir unheilbar psychisch gestört erklärt hatte, nach-
dem das Land eben diesen Gutachter ftr eine Beurteilung
der Dienstftihigkeit der betroffenen Personen eingeschaltet
hatte. Die Urteile sind nicht rechtskräftig. Das wissen wir.
Es geht auch nicht darum, diese Urteile zu bewerten.

(Zurufe von der CDU: Nein!)

Aber sie sind ein Anlass, über die Situation der Betroffe-
nen zu sprechen, die als Steuerfahnder vor 13 Jahren so
lange ist das schon her zunächst kaltgestellt wurden, weil
sie die Schonung reicher Steuersünder eben nicht mitma-
chen wollten.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

ln der Folge mussten sie in der Finanzverwaltung schlim-
me Jahre durchmachen, um schließlich als psychisch krank
gebrandmarkt und zum Psychiater geschickt zu werden.
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tch finde, das ist wirklich ein Anlass, hierüber auch in ei-
ner Aktuellen Stunde zu sprechen.

Die Gutachten des Universitätsklinikums München kom-
men aber zu dem Ergebnis, dass die Gutachten nicht nach-
vollziehbar, mit derzeitigem Wissen nicht schlüssig verein-
bar sind und aus psychiatrischer Sicht überhaupt keine
Voraussetzung für eine anhaltende Dienst- oder Teildienst-
unftihigkeit bestanden hat. Die unterstellte Krankheit ist
nicht heilbar. Das heißt, wenn sie in München nicht festge-
stellt worden ist, kann sie auch damals, als der Cutachter
Dr. H. über sie geurteilt hat, überhaupt nicht Grundlage für
eine Dienstunftihigkeit gewesen sein.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Wir finden, dass es jetzt endlich l3 Jahre nach dem Aus-
gangskonflikt und sieben Jahre, nachdem diese Fahnder
zum Psychiater geschickt worden sind und dieser ein
falsches Gutachten erstellt hat - an der Zeit ist, den Betrof-
fenen zu sagen: Das, was Sie durchmachen mussten, tut
uns leid.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Diese Feststellung richtet sich in unserem Antrag zunächst
an den Landtag. Ja, meine Damen und Herren, der Hessi-
sche Landtag soll beschließen, dass er es bedauert, dass in
Hessen Steuerfahnder und eine Steuerfahnderin zu Unrecht
als psychisch erkrankt bezichtigt wurden und mit dieser
Begründung gegen ihren Willen in den Ruhestand versetzt
worden sind. lch finde, es ist endlich an der Zeit - l3 Jahre

nach dem Kaltstellen und sieben Jahre nach der Psychiatri-
sierung -, dass sich dieser Hessische Landtag dazu be-
kennt.

(Beifall bei der SPD)

Unser Antrag richtet sich aber auch an die Landesregie-
rung und soll erreichen, dass sich die Landesregierung end-
lich bei den Betroffenen entschuldigt und sie vollständig
rehabilitiert.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Übrigens kann beides, ein Bedauern des Landtags und eine
Entschuldigung der Landesregierung, nicht durch ein Ob-
leutegespräch ersetä werden.

Auch vertrauliche Cespräche mit den Betroffenen können
nicht ersetzen, dass dieser Landtag öffentlich erklären soll:

,,Es tut uns leid", und sich bei den Betroffenen entschul-
digt. Die Landesregierung soll dies endlich auch tun.

(Beifall bei der SPD)

Lassen Sie den Betroffenen endlich Gerechtigkeit wider-
fahren, und, meine sehr verehrten Kollegen von der CDU,
zeigen Sie endlich Größe. Eigentlich muss man sagen: Zei-
gen Sie endlich eine Selbstverständlichkeit, und gestehen

Sie schlimme Fehler dieses Verfahrens ein. Es ist an der
Zeit.

(Beifall bei der SPD)

Der Ministerpräsident und Herr Finanzminister Dr. Schäfer
sind auch gefordert. Bei ihnen liegt seit knapp vier Jahren
ein Briet', der bis zum heutigen Tage unbeantwortet ist.

(Günter Rudolph (SPD): Die haben viel zu tun!)

Nach diesen schlimmen Vorgängen, nach dem, was den

Betroffenen angetan wurde, ist es an der Zeit, dass sowohl
der Ministerpräsident als auch der Finanzminister endlich
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persönlich auf die Betroffenen zugehen. Das kann man

nach den Verfahren erwarten.

(Beifall bei der SPD)

Zwei Untersuchungsausschüsse haben sich mit dem Thema

beschäftigt. ln den Untersuchungsausschussverfahren ist

den Betroffenen nochmals viel Leid zugefügt worden. lch
nenne nur die Außerung des heutigen lnnenministers - da-

mals Generalsekretär der CDU -, der noch von ,,querulato-
rischen Menschen" gesprochen hatte, obwohl damals

schon klar war, dass die Gutachten falsch sind. Das war ja
die Anspielung darauf: Die Leute sind verrückt. - lhnen

wurde in den Untersuchungsausschüssen zusätzlich Leid
angetan. Deswegen ist es wirklich an der Zeit, dass sich

auch der Landtag entschuldigt, meine Damen und Herren.

Vizepräsident Frank Lortz:

Kollege Norbert Schmitt, Sie müssen zum Schluss kom-
men.

Norbert Schmitt (SPD):

Vor der Abstimmung möchte ich noch einmal zitieren, was

die GRÜNEN im Abschlussbericht erklärt haben; denn

das, was Sie hier ohne Bedauern, ohne Entschuldigung
vorgelegt haben, ist ein Ausweichen, das völlig unakzepta-

bel ist. Dort heißt es:

lnsgesamt stellt der Mehrheitsbericht einen dreisten

Versuch dar, in einer Art Gegenangriff die versetz-

ten und rechtswidrig psychiatrisierten Steuerfahnder
zu den Schuldigen zu erklären und ihnen auf diese

Wei se zusätzl ichen Schaden zuzufügen.

(Zuruf von der SPD: Hört, hört!)

Meine Damen und Herren, ich finde, mit solch einem An-
trag, wie ihn die GRÜNEN hier vorgelegt haben, können

Sie sich nicht aus der Af{iire ziehen. Deswegen beantragen

wir eine namentliche Abstimmung zu unserem Antrag.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Kollege Schmitt. Sie haben zum Antrag der

SPD eine namentliche Abstimmung beantragl,

(Cünter Rudolph (SPD): Ja!)

aber nicht zu dem Antrag der CDU?

(Günter Rudolph (SPD): Nein!)

- Nur zu dem Antrag der SPD?

(Günter Rudolph (SPD): Ja!)

- Vielen Dank. - Das Wort hat Herr Staatsminister Schä-

fer.

Dr. Thomas Schäfer, Minister der Finanzen:

Sehr verehrter Herr Präsident, meine Damen und Herren!

Die parlamentarische Beschäftigung mit diesem Punkt am

heutigen Tage hatja eine Vorgeschichte. Es gab im Haus-

haltausschuss eine Berichtsbitte der Fraktion DIE LINKE'
die aktuelle Situation nach den erstinstanzlichen Entschei-

dungen des Landgerichts in Frankfurt zu erörtern. lch habe
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dann angeboten, da der Haushaltsausschuss zwar auch
nicht öffentlich tagt, aber die Zahl der dort regelmäßig teil_
nehmenden Menschen mit Fragen des persoialgehei-mnis_
ses nur schwer in Einklang zu bringen ist, die 

-Obleute 
in

einem vertraulichen Gespräch über den Stand der Reakti_
vierungsbemühungen betreffend die vier ehemaligen Be_
diensteten der hessischen Finanzverwaltung zu informie_
ren.

Dieser Termin war für jetzt am Rande des plenums verab_
redet, sodass ich schon etwas überrascht war, bereits am
Montag den Antrag auf Abhaltung einer Aktuellen Stunde
zu sehen, bevor Sie überhaupt die genauen Hintergründe

f1nnlen,. Herr Kollege Schmitt. Das bewerte ich jeta-nicht.
Ich überlasse es dem Haus, die Motive zu bewerten.

(Beifall bei der CDU und dem güNDNtS 90/DtE
CRÜNEN - Manfred pentz (CDU): Das ist wieder
typisch !)

Lassen Sie mich zur Sache vortragen: Die vier Betroffenen
sind in den Jahren zwischen 2006 und 2009 wegen Dienst_
unftihigkeit nach längerer Krankheit in den Ruh*estand ver_
setzt worden. Ausschlaggebendes Moment war eine exter_
ne 

. 
Begutachtung durch den bereits mehrfach zitierten,

nicht der Verwaltung angehörigen, sondem vom Versor_
gungsamt beauftragten externen Gutachter.

Unmittelbar nachdem sich aufgrund einer berufsrechtli_
chen Cerichtsentscheidung des Jähres 2009 Zweifel an der
Richtigkeit der Cutachten ergeben haben, hat die hessische
Finanzverwaltung im Dezember 2009 ich wiederhole:
Dezember 2009 den Betroffenen erstmalig angeboten,
wieder in die Verwaltung zurückzukehren. Diäes Ängebot
aus der damaligen Zeitist bis heute nicht beantwortet wor_
den.

(Holger Bellino (CDU): Das ist interessant!)

Daraufhin haben wir, nachdem sich die weiteren Diskus_
sionen hinzogen, Anfang des Jahres 2013 ein zweites An_
gebot an die Beteiligten gerichtet, mit uns in Gespräche
einzutreten, um in die Landesverwaltung zurückzukehren.
Das Angebot, die Gespräche zu ftihren, iaben alle vier an_
genommen, und wir haben unter Einschaltung eines Me_
diators - eines sehr erfahrenen personalveraitwortlichen
vergangener Jahre in der Landesverwaltung, aber außer_
halb der Finanzverwaltung vertrauliche öespräche mit
den Betei ligten aufgenommen.

lch kann Ihnen hier in großer Runde öffentlich so viel sa_
gen: Wir sind zuversichtlich, zu einem fijr alle Beteiligten
befriedigenden Reaktivierungsergebnis zu kommen, das
dann auch die geeignete Form von Rehabilitation, nämlich
eine Fortsetzung der beruflichen Tätigkeit in der Landes_
verwaltung, ermögl ichen würde.

(Beifalt bei der CDU und dem BüNoNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, das sind wir den Betroffenen
schuldig. Denn natürlich bedauem wir es - das habe ich
bereits mehrfach an den unterschiedlichsten Stellen ge_
sagt -, wenn aufgrund einer erkennbar falschen Entschei_
dung eine darauf fußende Verwaltungsentscheidung im
Namen des Landes Hessen erfolgt. Oai ist ein bedauerli_
cher Fehler, der in der Verwaltung passiert ist, dem wir im
Rahmen.unserer Fürsorgepfl icht durch geeignete Maßnah_
men zu begegnen haben. Wir versuchen alGs, einen Weg
zu finden, den Beteiligten eine Rückkehr in die Verwal_
tung zu ermöglichen.

(Beifall bei der CDU und dem eüNON|S 90/DtE
CRÜNEN)

Parallel dazu haben die vier Betroffenen zivilrechtliche
Verfahren gegen den Cutachter angestrengt, die nunmehr
alle in erster Instanz entschieden sind. Eine Klage wurde
vollumftinglich abgewiesen, einer Klage wurde zu unge_
ftihr zwei Dritteln und zwei weiteren Klagen ,u ,ng.ftih.
drei Fünfteln stattgegeben. Leider - das zeigt die Reäktion
aller an dem Prozess beteiligten parteien - tiitt mit der Ce_
richtsentscheidung noch nicht die erhoffte befriedende
Wirkung ein. Sowohl der beklagte Cutachter als auch die
klagenden ehemaligen Mitarbeiter der Finanzverwaltung
haben - soweit ich das gelesen habe - Rechtsmittel eingel
Iegt.

lch hoffe, dass es uns gelingt, die Reaktivierung, die Fort_
setzung der Berufstätigkeit der Beteiligten in dir Landes_
verwaltung zwischenzeitlich erfolgreich umzusetzen, und
dass die Fortsetzung des Rechtsstreits mit dem Gutachter
die Reaktivierungsbemühungen nicht beeinträchtigt. Das
haben wir aber nicht vollständig in der Hand, weil is auch
ein Stück weit eine Entscheidung der Betroffenen ist, an
dem Punkt zu warten, ob es zu einer Cesamtlösung mit
Schadenersatz gegen den Gutachter und zu einer Reakti_
vierung beim Land kommt oder nicht.

Ich bin jedenfalls gewillt, in hoher Sensibilität weiter mit
den Betroffenen sprechen zu lassen. Am Ende bin ich auch
bereit, mit den Beteiligten persönlich zu sprechen, wenn
das die Bedingung dafür ist, dass sie einen erfolgreichen
Weg in der Landesverwaltung weitergehen können. Das ist
doch selbstverständlich. Das gebietet die Fürsorgepflicht,
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU und dem BüNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

lch sage aber auch: Die Fürsorgepflicht eines Ministers, ei_
nes,Dienstvorgesetzten endet nicht bei den Betroffenen,
sondem sie erstreckt sich auch auf die vielen Mitarbeiterin_
nen und Mitarbeiter der hessischen Finanzverwaltung, die
im Zuge der Diskussion zum Teil unhaltbaren Verdächti-
gungen ausgesetzt worden sind,

(Manfred Pentz (CDU): Ganz genau!)

sie hätten die Beteiligten vorsätzlich wegen ihrer berufli_
chen Tätigkeit in den vorzeitigen Ruhestind versetä. Auf
die erstreckt sich meine Fürsorgepflicht in gleicher Weise,
meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU und dem BüNoNlS 90/DtE
cRÜNEN)

Deshalb hoffe ich, dass es gelingt, die Diskussion viel_
leicht weniger öffentlich, sondern weiter vertraulich mit
den Betroffenen zu fiihren. Ich glaube, das ist am ehesten
im Interesse der Beteiligten. Dann erhöhen sich nämlich
die Chancen, in einer auch fi.ir sie persönlich angemesse-
nen Weise einen Weg zurück in die BerufstätiEkeit im
Dienste des Landes Hessen zu finden. Es wäre in unser al-
Ier Sinne. - Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und dem eüNoNIS 90/DtE
GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der SpD)

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Herr Staatsminister Dr. Schäfer. Das Wort
hat der Abg. Jörg-Uwe Hahn, FDp-Fraktion.
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(Günter Rudolph (SpD): Aber den Fehler hat die
Verwaltung gemacht, nicht die politische Führung! -
Cegenrufe von der CDU)

Jörg-Uwe Hahn (FDP):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Kolleginnen und Kol-
legen! Cerade nach dem Redebeitrag von Dr. Thomas
Schäfer empfehlen die FDP und ich, dass wir dieses The-
ma mit Ruhe und Gelassenheit, aber natürlich auch mit ein
bisschen Emotion bearbeiten. Das Wichtige aber sind die
Ruhe und die Gelassenheit. llerr Kollege Schmitt, nach
Ablauf der letzten Woche habe ich nicht den Eindruck,
dass die Sozialdemokratie in Hessen in diesem Verfahren
die notwendige Ruhe und Gelassenheit zeigt darauf hat
auch Dr. Thomas Schäfer hingewiesen.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Sie möchten skandalisieren. lch weiß, Skandalisieren
macht in der Opposition Spaß. Beim Skandalisieren muss
man jedoch immer aufpassen, wen man dabei trifft. Ja, wir
unter uns in der Politikergruppe nehmen wenig Rücksicht
aufeinander. Ob etwas gut oder nicht gut ist, dazu habe ich
eine abgeschlossene Meinung; die ist jedoch jetzt nicht das
Thema. Herr Kollege Schmiff, wenn wir beim Skandalisie-
ren Personen, Menschen, Persönlichkeiten mit hineinzie-
hen, dann sollten wir es jedenfalls lassen. Meine Damen
und Herren, das ist meine Botschaft.

(Beifall bei der FDP und der CDU sowie bei Abge-
ordneten des BüNDNtSSES 90/DIE GRüNEN)

lch kenne diesen Fall nun auch seit l3 Jahren, in den ver-
schiedenen Funktionen, die ich in den letzten l3 Jahren in
diesem Haus und in der Hessischen Landesregierung inne-
hatte. Ich kann ftr mich selbst und die FDp-Fraktion nur
sagen: Wir bedauem es außerordentlich, dass ganz offen-
sichtlich durch einen Fehler eines Aräes, eines psycholo-
gen - ich weiß nicht, welche Ausbildung er hat, das ist
auch egal, und ob es wirklich ein Fehler war, kann ich
nicht beurteilen, ich bin Jurist , das Schicksal von vier
Mitarbeitern der Steuerfahndung des Landes Hessen erheb-
lich beeinträchtigt worden ist. Das bedauem wir. Das fin-
den wir unheimlich schade.

(Beifall bei der FDP)

Da ich in den letäen 13 Jahren auch persönlich Kontakt
mit den Betroffenen hatte, kann ich mir ein Bild darüber
machen, wie diese Personen darunter gelitten haben. Meine
sehr verehrten Damen und Herren, es ist kein Skandal der
Landesregierung, und es ist auch kein Skandal der Finanz-
verwaltung.

(Hermann Schaus (DlE LINKE): Doch, von Anfang
bis Ende!)

Ich glaube noch nicht einmal, dass es ein Skandal des me-
dizinischen Dienstes des Landes Hessen ist. Trotzdem ist
es ein Vorgang, der nicht passieren darf. lch darf im Na-
men meiner Fraktion sagen: Wir entschuldigen uns bei den
vier Steuerbeamten dafür, dass ihnen dieses Leid widerfah-
ren ist.

(Beifall bei der FDP, der CDU und der SpD)

Als Person, aber auch als ehemaliger Staatsminister der
Justiz des Landes Hessen lassen Sie mich bitte noch eines
dazu sagen: Mein Vertrauen in den Rechtsstaat hat dieses
Verfahren wieder bestätigt. Ganz offensichtlich funktio-
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niert unser Rechtsstaat sehr, sehr gut. Aus Sicht der Betrof-
fenen hat es teilweise vielleicht ein bisschen zu lange ge-
dauert. Der Rechtsstaat hat sich mit diesem Thema aber
erst seit zwei bis drei Jahren beschäftigt.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, lassen wir dieses
Thema im Plenum ruhen. Die namentliche Abstimmung ist
ein Showeffekt, den man bei einem solchen Verfahren
nicht macht. lch sage lhnen: Die FDP-Fraktion stimmt Ih-
rem Antrag zu.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Hören Sie damit auf, das in namentlicher Abstimmung zu
machen. Das ist keine Shownummer. Das ist todernst. Gott
sei Dank hat der Rechtsstaat dieses Verfahren aufgenom-
men und wird es zu einem guten Ende führen. - Vielen
herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der
cDU)

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Herr Kollege Hahn. - Das Wort hat der Abg.
FranK-Peter Kaufmann, BÜNDNIS 9OIDIE GRÜNEN.

Frank-Peter Kaufmann (BtJNDN IS 90/DI E G RÜN EN):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Die Ruhestandsversetzung der vier ehemaligen Frankfurter
Steuerfahnder in den Jahren 2007 bis 2009 war keine
Glanztat behördlichen Verhaltens und auch kein Muster-
beispiel an Fürsorge durch den Dienstherrn. Wenn dieses
Thema auf der Tagesordnung steht, haben meine Fraktion
und ich überhaupt kein Problem damit, Herr Kollege
Schmitt, lhnen und der Öffentlichkeit zu sagen: Diese Zu-
stände tun uns leid, und wir entschuldigen uns dafiir.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DtE CRüNEN, der
SPD und der FDP sowie bei Abgeordneten der
cDU)

Herr Kollege Schmitt, Sie haben unsere Aktivitäten dazu
seinerzeit im Untersuchungsausschuss l8/l angesprochen.
Dazu verweise ich aufden Text unseres Abschlussberichts.
Genau das haben wir damals festgestellt. Diese Feststel-
lung halten wir unverändert für gültig.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DtE GRÜNEN und
der SPD)

Cenau deshalb ist es doch richtig, eine einvemehmliche
Beendigung der Auseinandersetzungen anzustreben, und
zwar weniger wegen eines Schicksals oder der möglichen
Belastung heute oder damals noch agierender Menschen
im Landesdienst, sondern vor allem wegen der vier Betrof-
fenen. Um deren Schicksal geht es, nachdem ihnen Un-
recht getan wurde.

(Beifall bei dem BÜNDN|S 90/DlE GnüNgN und
der SPD)

lch bedanke mich fi.ir den Beifall von der SPD. Aber in
dem Zusammenhang wäre es schon empfehlenswert, dieses
Verfahren jetä nicht in dieser Art und Weise in die Öffenr
lichkeit zu ziehen. Das von der Finanzverwaltung angereg-
te Verfahren wird aus unserer Sicht in sehr guter und ge-
eigneter Weise betrieben. Es wird fiir alle Beteiligten nicht
hilfreich sein, dies so in der Öffentlichkeit auszubreiten.
Vor allem die Steuerfahnder, die bereits zu leiden hatten,



würden wieder darunter leiden. lch würde ihnen gerne hel-
fen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DtE GRüNEN und
der CDU)

Meine Damen und Herren, wir wissen, dass die Verfahren
und Rechtsstreite noch nicht abgeschlossen sind. Das
macht es sehr schwierig, Außerungen des Landtags oder
der Landesregierung zu verlangen, die natürlich auchjuris-
tische Qualitäten enthalten können. Dazu gehört das Wort
,,vollständige Rehabilitierung".

Das ist einigermaßen schwierig, die Experten im Beamten-
recht werden das nachvollziehen können. Das, was man
mit dem Begriff Rehabilitierung bezeichnet, ist vor dem
Hintergrund der gegebenen Sachlage ein etwas schwierige-
rer Komplex. Deshalb besteht der Abschluss des Cesamt-
verfahrens im Sinne der vier betroffenen Personen, der drei
Steuerfahnder und der einen Steuerfahnderin, darin, sich
darauf zu einigen, dass eine Rückkehr in den Beruf mög-
lich ist und eine gemeinsame Perspektive entwickelt wird.

Das sollte dann zum Abschluss erhoben werden. Wir be-
grüßen ausdrücklich das, was der Finanzminister heute
noch einmal dargestellt hat, dass man dort Aktivitäten un-
ternimmt. Liebe Kolleginnen und Kollegen von der SpD,
dabei sind diplomatisches Geschick und Feinfühligkeit
besser als öffentliche Debatten über Schuldfragen und Ent-
schuldigungen.

(Beifall bei dem BÜNDNtS 90/DtE GRüNEN und
der CDU - Janine Wissler (DlE LINKE): Das sagt
der Richtige, der Experte für Diplomatie!)

Wir wünschen dem Finanzminister und seinen mit dieser
Angelegenheit betrauten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
in diesem Zusammenhang eine glückliche Hand und hof-
fen auch, dass die ehemaligen Steuerfahnder die Chancen
erkennen und ergreifen und eine Wiedereingliederung in
den Dienst und eine positive Perspektive beim Land haben
werden.

Meine Damen und Herren, entnehmen Sie aus dieser De-
batte bitte, dass wir GRÜNE die Sache noch nicht für erle-
digt halten. Sie ist und bleibt kein Ruhmesblatt hessischer
Personalpolitik. Sie harrt auch noch einer befriedigenden
Lösung. Diese Lösung sollte alsbald gefunden werden.
Vielen Dank.

(Beifall bei dem BüNDNIS 90/DIE CRüNEN" der
CDU und der SPD)

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Kollege Kaufmann. - Das Wort hat der Abg.
van Ooyen, DIE LINKE.

Willi van Ooyen (DlE LINKE):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Es war im Jahr
2009, als der Gutachter Dr. H. von einem Berufsgericht zu
einer Geldbuße von 12.000 € verurteilt wurde, und zwar
wegen seiner fehlerhaften Begutachtung, die zur Zwangs-
pensionierung der vier Steuerfahnder gefiihrt hatte.

lm Bericht des Untersuchungsausschusses der damaligen
Mehrheit von CDU und FDP heißt es Mitte 2012, also drei
Jahre später, über Herm Dr. H.:
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Herr Dr. H. war nach dem Ergebnis der Ermittlun-
gen ein fühiger Facharzt mit einem guten Ruf, der
sich über Jahre hinweg durch qualitativ nicht zu be-
anstandende Gutachten hohes Ansehen und Vertrau-
en beim Hessischen Versorgungsamt erworben hat.

So steht es auf Seite 260 des Untersuchungsausschussbe-
richts.

Ein Zeuge sagte über Herm Dr. H. im Untersuchungsaus-
schuss aber aus, dass dieser als ,,Totschreiber" in der hessi-
schen Verwaltung bekannt gewesen sei.

Nun hat erneut ein Gericht festgestellt, dass die Reputati-
on, die Schwarz-Gelb Herrn H. angedichtet hat, nicht ge-
rechtfertigt war. Mit Diagnosen wie beispielsweise einer
,,paranoid-querulatorischen Entwicklung" oder einer,,An-
passungsstörung mit depressiven, psychosomatischen und
partiell paranoiden Symptomen" wurden nicht nur fiihige
Steuerfahnder aus dem Dienst entfernt, weil sie teilweise in
Banken und Amtsstuben erfolgreich ermittelt hatten. Mit
diesen Gutachten wurde ganz offensichtlich versucht, diese
Menschen kaputtzuschreiben.

Selbst der Menschenrechtsbeauftragte der Landesärzte-
kammer hielt dieses Gutachten dabei nicht nur für offen-
sichtlich falsch, sondern sagte:

Das sind CeI?illigkeitsgutachten. Sie gleichen wie
ein Ei dem anderen. Hier wollte man offensichtlich
etwas erreichen.

(Hermann Schaus (DIE LINKE): Wer wollte denn
etwas erreichen?)

Und selbst im Untersuchungsbericht der CRÜNEN lässt
sich zumindest herauslesen, dass die Gutachten von Herrn
H. Aufliilligkeiten zeigen. So schreiben die CRÜNEN da-
mals. dass es aufftillig gewesen sei.

... dass sämtliche von Dr. H. durchgeführte Untersu-
chungen mit dem Ergebnis ,,dienstunftihig" endeten,
sofern die Untersuchung durch die OFD oder das Fi-
nanzamt Frankfurt V veranlasst wurde; bei den an-
deren Auftraggebern liegt die Quote mit 12,5 yo

deutlich niedriger.

Man könnte nun auf die ldee kommen, dass in einem
Rechtsstaat, wenn Menschen offensichtlich Unrecht von
staatlicher Seite geschieht, man darangeht, diese Menschen
zu rehabilitieren und - das ist die Voraussetzung, um einen
Prozess der Wiedereingliederung zu erreichen - sich bei
ihnen zu entschuldigen.

(Beifall bei der LINKEN und der SPD)

Das aber ist nicht geschehen. Es gab lediglich ein halbher-
ziges Angebot zu Gesprächen mit den Betroffenen und ein
vages Angebot, wieder in den Landesdienst zurückzukeh-
ren.

(Zuruf des Abg. Dr. Ulrich Wilken (DlE LINKE))

- Nein, es gab ja auch ein Schreiben vom Dezember 201 0,
auf das nicht geantwortet wurde. Wir können nicht in die
Details gehen, das will ich an dieser Stelle auch gar nicht,
das gehört nicht hierher.

Nur, um deutlich zu machen, was die Steuerfahnder erwar-
ten und, wie ich glaube, auch zu Recht, möchte ich eine
der Betroffenen zitieren, die im Untersuchungsausschuss
ausgesagt hat:
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(Anhaltende Unruhe - Glockenzeichen des präsiden-
ten)

lch hatte in dem Moment keine Veranlassung, zu
glauben, dass es dadurch besser würde, weil keine
einzige Maßnahme, kein einziges Wort an mich ge-
richtet wurde, dass es tatsächlich ernsthaft darum
ging, mich wieder zurück in die Finanzverwaltung
zu holen. Es wurde nicht mit mir gesprochen, es
wurde sich nicht bei mir entschuldigt, es wurde nicht
aufgeklärt, warum der Gutachter vorsätzlich falsch
gehandelt hat. Es wurde nicht aufgeklärt, warum
man sich jetä plötzlich dazu entschloss, nachdem
ich es jahrelang vorher versucht hatte, mich wieder
zurückzuholen.

Genau das steht aber an. Das Verhalten mancher Abgeord-
neter im Untersuchungsausschuss Herr Beuth ist gerade
nicht da * gegenüber den Betroffenen sollte heute ein Ende
finden und in einer Entschuldigung des Landtags münden.

(Beifall bei der LINKEN und der SpD)

lch fordere, dass die Landesregierung endlich dafür sorgt,
dass die Betroffenen rehabilitiert werden, dass man sich
bei ihnen entschuldigt und dass man gemeinsam mit ihnen
nach einer konstruktiven Lösung sucht.

(Beifall bei der LINKEN)

Es ist eine Frage der Gerechtigkeit gegenüber allen ehrli-
chen Steuerzahlern, aber auch gegenüber den Beamtinnen
und Beamten in der Steuerverwaltung, die gute, engagierte
Arbeit leisten. Nicht zuletzt am Umgang mit diesen Steuer-
fahndern muss Schwarz-Crün beweisen, ob sich seit Koch
und Weimar in Hessen etwas geändert hat.

(Beifall bei der LINKEN und der SpD)

Denn es darf nicht sein, dass der Vorwurf im Raum steht,
dass Steuerfahnder, wie unter Minister Weimar geschehen,
in Hessen aus dem Dienst gemobbt werden, wenn sie ihrer
Arbeit nachgehen.

Vizepräsident Frank Lortz:

Herr Kollege van Ooyen, Sie müssen zum Schluss kom-

(Zuruf des Abg. Holger Bellino (CDU))

Willi van Ooyen (DlE LINKE):

Ich komme zum Schluss. - lch sage: Stellen Sie den guten
Ruf der hessischen Steuerverwaltung wieder her, und sor-
gen Sie daftr, dass die Steuersünder in Hessen genauso
streng verfolgt werden wie in anderen Bundesländern. Die
Betroffenen erwarten und haben einen Anspruch auf eine
Entschuldigung von der Regierung und auch vom Landtag.
- Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN und der SpD - Zuruf des
Abg. Michael Boddenberg (CDU))

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Herr Kollege van Ooyen. - Das Wort hat der
Abg. Schork, CDU-Fraktion.
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Günter Schork (CDU):

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Lassen Sie mich zu Beginn ein paar Dinge zum aktuellen
Stand sagen. lch möchte auf eine Bemerkung des Kollegen
Schmitt eingehen, die er vorhin gemacht hat. Sinngemäß
hat er ausgeflihrt, dass die vier Steuerfahnder psychiatrisch
untersucht und zwangspensioniert wurden, weil sie die
Schonung reicher Steuersünder nicht mitmachen wollten,
und hat damit politisch motiviertes Handeln unterstellt.

(Zurufe von der SPD und der LINKEN: Cenau!)

lch zitiere das sei mir gestattet aus dem Plenarprotokoll
des Hessischen Landtags, 16. Wahlperiode, 99. Sitzung,
30. März 2006, zum Bericht des Untersuchungsausschus-
ses l611, den Kollegen Norbert Schmitt:

Eine politisch motivierte Nichtverfolgung von Steu-
erflüchtigen gab es nicht. Das will ich hier ausdrück-
lich betonen.

(Michael Boddenberg (CDU): Was hat sich denn
seitdem verändert, Herr Kollege? - Gegenrufe von
der SPD und der LINKEN - Anhaltende Unruhe
Glockenzeichen des Präsidenten)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich habe aus dem
Plenarprotokoll den Kollegen Schmitt zitiert. Die Bewer-
tung dieses Vorgangs und dessen, was gesagt worden ist,
überlasse ich Ihnen.

Ich glaube, dass die Diskussion heute Morgen gezeigt hat,
dass die Aktuelle Stunde der SPD, die sie ohne Zweifel be-
antragen kann,

(Nancy Faeser (SPD): Wie gnädig! Da sind wir aber
froh! - Weitere Zurufe von der SPD)

uns in der Sache überhaupt nicht weitergebracht hat und
dem Bemühen der Regierung - und das sollte auch unser
Bemühen sein -, zu einem allen Beteiligten gerecht wer-
denden Abschluss der Angelegenheit zu kommen, nicht
gerecht wird.

Der Minister hat ausgefiihrt und klar dargelegt, was es an
Schritten, an Cesprächen und Angeboten gibt. Natürlich
muss man dann auch die Frage stellen, warum zwischen
dem Angebot im Haushaltsausschuss und dem Obleutege-
spräch, also bevor das Obleutegespräch stattgefunden hat,
die SPD diese Aktuelle Stunde beantragt.

(Zuruf des Abg. Norbert Schmitt (SPD))

lch weiß und kann mir vorstellen, warum: weil es lhnen
nicht um die Sache geht.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DtE
GRÜNEN - Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD): Neh-
men Sie sich einmal ein Beispiel an Kollegen Kauf-
mann!)

Wenn man das Verfahren einige Zeit mitgemacht hat - ich
war damals im zweiten Untersuchungsausschuss -, dann
ist doch völlig klar und offensichtlich, dass es Fehler bei
allen Beteiligten - ich betone ausdrücklich: bei allen Betei-
ligten - in diesem Verfahren gegeben hat, auch aufseiten
der Steuerfahnder.

Wenn der Kollege van Ooyen sagt, mit einer Entschuldi-
gung könne das aus der Welt geschafft und das Verfahren
zum Abschluss gebracht werden,



(Hermann Schaus (DIE LINKE): Genau das hat er
eben nicht gesagt!)

dann glaube ich das nicht; denn eine Crundvoraussetzung
bei einer Entschuldigung ist logischerweise auch, dass die-
se Entschuldigung angenommen wird.

(Zuruf: Ja!)

Denn sie wird, um das formal zu sagen, erst dann wirksam.

(Zuruf des Abg. Norbert Schmitt (SPD))

Wir sollten deswegen als Hessischer Landtag klar zum
Ausdruck bringen, dass wir anerkennen, dass es die ver-
traulichen Cespräche und die Bemühungen seitens der
Landesregierung gibt, um mit den Betroffenen zu einer
einvernehmlichen Lösung zu kommen, um am Ende einen
allen Beteiligten gerecht werdenden Abschluss der Angele-
genheit zu erreichen.

(Norbert Schmitt (SPD): Das steht nicht im Wider-
spruch zur Erklärung!)

Öffentliche Debatten zu diesem Vorgang sind dabei aus
unserer Sicht wenig hilfreich. Wir sollten sie unterlassen,
sondern stattdessen darauf hinwirken, dass diese Angele-
genheit wirklich vertraulich und in vernünftigen Gesprä-
chen zu einem guten Ende kommt. - Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und dem güNONtS 90/DtE
GRÜNEN Willi van Ooyen (DtE LINKE): Die ha-
ben ein Recht darauf, eine Entschuldigung zu hö-
ren !)

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Herr Kollege Schork. Es gibt keine weite-
ren Wortmeldungen.

Wir kommen zur Abstimmung über die beiden Anlräge. Zu
Punkt 80, dem Dringlichen Antrag der Fraklion der SpD,
Drucks. l9ll0l l, ist eine namentliche Abstimmung bean-
tragt. lch darf bitten, die Namen zu verlesen.

( N am ensaufruf - Absti mm ungsl iste siehe Anlage )

Meine Damen und Herren, hat jeder seine Stimme abgege-
ben? Offensichtlich. Dann schließen wir den Wahlgang,
und ich bitte um Auszählung.

Meine Damen und Herren, ich gebe lhnen das Ergebnis be-
kannt. 106 Kolleginnen und Kollegen haben ihre Stimme
abgegeben, mit Ja 48, mit Nein 58. Damit ist der Dringli-
che Antrag der Fraktion der SPD abgelehnt.

Ich rufe jetzt den Punkt 84 auf, Dringlicher Entschlie-
ßungsantrag der Fraktionen der CDU und BüNDNIS
90/DlE GRÜNEN betreffend Landesregierung steht im
Dialog mit Steuerfahnder, Drucks. 1911019. Wer stimmt
ZU? . CDU, BÜNDNIS gO/DIE CRÜNEN, FDP. WCT iSt
dagegen? - Keiner. Wer enthält sich? Dann stelle ich
fest, dass der Antrag mit den Stimmen von CDU, BüND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP bei Enthaltungen von
SPD und LINKE einstimmig so beschlossen wurde.

Dann rufe ich Tagesordnungspunkt 73 auf:

Antrag der Fraktion DIE LINKE betreffend eine Aktu-
elle Stunde (Buchmesse in Frankfurt: Freihandelsab-
kommen TTIP bedroht Buchhandel und Kulturland-
schaft) - Drucks. l9ll 000 -
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Anschl ießend Tagesordnungspunkt 85:

Dringlicher Antrag der Fraktion der SPD betreffend
Pluralität am Buchmarkt - gleiche Marktbedingungen
für alle - Drucks. 1911021 -
Das muss ich lhnen noch mitteilen: Dieser Dringliche An-
trag ist lhnen verteilt, Drucks. 1911021. Die Dringlichkeit
wird bejaht, und wir können auch abstimmen.

(Günter Rudolph (SPD): Nur aufrufen nach der Ak-
tuellen Stunde!)

Dann wird der Dringliche Antrag - -
(Günter Rudolph (SPD): Ja!)

- Was heißt,,Ja"? Aufrufen und an den Ausschuss?

(Cünter Rudolph (SPD): Ja!)

Das ist einmal was Neues. Macht, was ihr wollt. Also gut,
okay, an den Ausschuss machen wir nachher nach der
Aussprache.

Dann rufe ich jetzt den ersten Redner auf. Das ist der Kol-
lege van Ooyen, DIE LINKE.

Willi van Ooyen (DlE LINKE):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Volker Bouffier
hat zur Eröffnung der diesjährigen Buchmesse das Hohe-
lied des freien Handels gesungen

(Manfred Pentz (CDU): Das ist auch richtig so!)

und ausfiihrlich Werbung für das höchst umstrittene Frei-
handelsabkommen zwischen der EU und den USA ge-
macht. Seine Ausfiihrungen wurden von den Anwesenden
mit einer Mischung von Erstaunen und großer Skepsis zur
Kenntnis genommen.

Das ist eigentlich nicht verwunderlich. So nimmt der Bör-
senverein des Deutschen Buchhandels zum Thema Frei-
handelsabkommen wie folgt Stellung:

Wir sorgen uns insbesondere um die Buchpreisbin-
dung fiir gedruckte und elektronische Bücher. Beim
TTIP sind die lnteressen der weltgrößten lnternet-
konzeme involviert, die allesamt auch Online-Buch-
handelsplattformen betreiben und fiir die die Buch-
preisbindung sehr wohl ein Handelshemmnis auf
dem Weg, den europäischen Markt vollständig zu
erobern, sein kann. Schlechte einschlägige Erfahrun-
gen mit dem aggressiven Geschäftsgebaren der
großen Vier gibt es bereits zur Genüge. Themen wie
die Buchpreisbindung stehen sicher nicht im Zen-
trum des Freihandelsabkommens und sind leider ge-
rade deshalb geeignet, am Ende als Verhandlungs-
masse unter die Räder zu kommen.

Die Buchpreisbindung ist eine wesentliche Fördermaßnah-
me im kulturellen Bereich. Durch die Buchpreisbindung
gewinnen alle. Der Kunde zahlt für ein Buch überall den-
selben Preis. Darüber hinaus wird eine vielftiltige Buch-
händlerlandschaft erhalten.

Erst Mitte September dieses Jahres hatte Amazon in
Deutschland eine Unterlassungserklärung abgeben müssen,
künftig keine Bücher mehr unterhalb der gebundenen La-
denpreise zu verkaufen. Vorausgegangen war ein Rechts-
streit über zwei lnstanzen. Viele Literaten, Verlage und
Kulturschaffende
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